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Haushaltsrede

von Frau Dr. Doris Schröder-Weber (FDP-Fraktion)

zum Haushalt 2010
Dienstag, den 23.03.2010
Es gilt das gesprochene Wort:

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren,

keine Angst meine Damen und Herren - mir war klar, dass sich nach den Haushaltsreden der PETO, CDU und SPD bereits leichte Erschöpfung breit machen würde und so werde ich mich – wie in den vergangenen Jahren zuvor –  relativ kurz halten; zumal in meiner diesjährigen Haushaltsrede für eine umfangreiche, rückblickende, kritische Betrachtung der Amtsführung unseres Bürgermeister kein Platz ist. Schließlich ist unser sehr verehrter Herr Bürgermeister Zimmermann gerade einmal 5 Monate im Amt und da gebietet es die Fairness, die begonnene Arbeit nicht gleich zu zerreden.

Selbstverständlich möchte auch ich nicht versäumen, der gesamten Verwaltung, insbesondere dem Kämmereiteam zu danken, für die Zusammenführung der Haushaltsdaten, was sicherlich eine, jedes Jahr wiederkehrende, Herausforderung ist. 
Die Rahmenbedingungen für die Verabschiedung des Haushaltes 2010 sind für alle Städte und Gemeinden gleichermaßen miserabel. Hierauf haben in den letzten Wochen – unabhängig von der parteipolitischen Zugehörigkeit – die Vertreter des Deutschen Städtetages sowie des Städte- und Gemeindebundes mehrfach hingewiesen.

Zudem hat die schwerste Weltwirtschaftskrise in der Nachkriegsgeschichte auch vor unseren Toren nicht halt gemacht und alle Bürgerinnen und Bürger sowie die Ebenen der Kommunen, Länder und den Bund sind gleichermaßen betroffen. 

Auch wenn die Mittel, die das Land NRW in den Jahren 2009 und 2010 an die Kommunen weiterleitet mit jeweils ca. 14,5 Mrd. Euro die höchsten seit Bestehen Nordrhein-Westfalens sind, müssen wir heute bedauerlicherweise über ein Haushaltssicherungskonzept für Monheim am Rhein beraten. Viele andere Städte und Gemeinden im Land NRW stehen noch erheblich schlechter da und befinden sich bereits im Rahmen des Nothaushaltsrechtes. Der Ruf nach einer Erhöhung der finanziellen Zuwendungen von Land und Bund sowie eine Entlastung von staatlich festgelegten Aufgaben zu Lasten der Kommunen werden immer lauter.

Die FDP fordert bereits seit langem unermüdlich eine einplanbare Einnahmequelle für die Städte und Gemeinden und dies ist jetzt erfreulicherweise durch die von CDU und FDP-geführte Landesregierung auf den Weg gebracht worden. Eine Gemeindfinanzkommission wird sich unter Beteiligung unseres Innenministers Ingo Wolf für eine dringend notwendige Verbesserung der Gemeindefinanzierung in Deutschland einsetzen. Richtigerweise soll die konjunkturabhängige Gewerbesteuer durch einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und einem kommunalen Zuschlag auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer mit eigenem Hebesatz ersetzt werden. Zudem wird an strukturellen Korrekturen bzw. den Ersatz der Gewerbesteuer gegen eine konjunkturunabhängige Einnahmequelle, eine höhere Beteiligung des Bunden an den Kosten der Unterkunft für Bezieher von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II („Hartz IV“) sowie an der Beteiligung an der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen gearbeitet. Diese Kommission ist auf Initiative der NRW Landesregierung in den Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung aufgenommen worden, so dass die Kommunen erfreulicherweise mit an Tisch geholt und nicht im Regen stehen gelassen werden sollen.

Dennoch wäre es fatal, wenn wir uns nur auf Hilfe „von oben“ verlassen und unsere Probleme ausnahmslos auf höhere Entscheidungsebenen abschieben. Es gibt auch in NRW Städte und Gemeinden, die es geschafft haben, ihren Haushalt aus eigener Kraft zu konsolidieren und jetzt schuldenfrei dastehen. Dies ist unstreitig ein langer und schmerzlicher Weg, aber – wie die Beispiele der Gemeinde Reeken und Breckerfeld sowie unserer Nachbarstädte Langenfeld und Düsseldorf zeigen – kein unmöglicher Weg!

Schon im letzen Jahr war klar abzusehen, dass wir auf eine Haushaltssicherung zusteuern und nun haben wir angesichts einer Haushaltsunterdeckung von knapp 21 Millionen die Kommunalaufsicht mit im Boot.
Kein Wunder! 

· Die Personal- und Vorsorgeaufwendungen erhöhen sich um 2,3 Mio,
· Die Sachdienstleistungen erhöhen sich um 0,8 Mio,

· Die Höhe der Transferleistungen ist um 1,8 Mio gestiegen,

· Und auch die sonstigen Aufwendungen steigen um 0,7 Mio.

Dagegen sinken die Einnahmen aus der Gewerbesteuer – aus den bereits oben dargestellten Gründen - und unser Anteil an der Einkommenssteuer ist dramatisch eingebrochen. Weiterhin schleppen wir natürlich unsere Schulden und die damit einhergehende Zinslast der vergangenen Jahre mit, so dass das von mir bereits im Jahr 2009 gezeichnete Bild der desolaten Monheimer Finanzwirtschaft noch düsterer wird und wir unaufhaltsam auf einen Nothaushalt zusteuern.

Denn unser alljährlich wiederkehrender Appell an alle Fraktionen, den Sparkurs konsequent fortzusetzen, prallt, angesichts der in den Haushaltplanberatungen an den Tag gelegten oftmals ablehnenden Haltung der anderen Fraktionen unseren Sparvorschlägen gegenüber, ab. Offensichtlich ist immer noch nicht der Ernst der Lage erkannt. Anders ist nicht zu erklären, warum z.B. unser Antrag auf Einrichtung eines sog. Hausmeisterpools mit Einhergehung einer Einsparung von mindestens zwei Personalstellen – dies bringt immerhin eine jährliche Kostenreduzierung von mindestens 100.000,- € - mit aufgesetzter Empörung abgelehnt wurde. Städte wie Langenfeld und Düsseldorf haben schon lange dieses Hausmeisterkonzept erfolgreich umgesetzt - aber in unserer Stadt gibt es offensichtlich noch viele „heilige Kühe!“
Es bleibt zu hoffen, dass die anderen Fraktionen zumindest unserem Appell und dem damit verbundenen Antrag auf Auferlegung einer Sparselbstverpflichtung ohne wenn und aber folgen.
Dies ist jedoch der einzige Weg, der ausschließlich fraktionsübergreifend und langsichtig gegangen werden muss um uns aus unserer finanziellen Misere zu führen und Licht am Ende des Tunnels zu sehen. Hierzu ist die von der FDP-Fraktion beantragte und geforderte Sparselbstverpflichtung, konsequent bei jeder haushaltsrelevanten Maßnahme zu hinterfragen ist, um die notwendigen Grundvoraussetzungen zu einer erfolgreichen Haushaltskonsolidierung zu schaffen.

Nach unserer Auffassung muss der Maßstab aller zukünftigen, politischen Entscheidungen in unserer Stadt ein zwingender Mentalitätswechsel in Politik, Verwaltung und Bevölkerung hinsichtlich der unabweisbaren Erforderlichkeit und Realisierung einer Entschuldung sein. Hier ist das Erkennen einer „Schwarzen Null“ als reale Möglichkeit und als Ziel zu definieren. Nur die gemeinsame Realisierung dieses Zieles führt zur Zurückgewinnung der kommunalrechtlich normierten Gestaltungsfreiheit durch Ersparnis drückender Zinsaufwendungen. Hierzu ist eine große Transparenz von Entscheidungsprozessen für den Bürger und durch Einbindung der Bürger erforderlich. Nur so ist es möglich, bei den Bürgern Akzeptanz für einschneidende Maßnahmen zu erzielen. Insbesondere ist hier parteiübergreifendes Einvernehmen zwischen Politik und Verwaltung betreffend die unabdingbaren Sparbestrebungen zu erzielen – denn Sparen ist eine Tugend! Zudem ist eine mittel- bzw. langfristig ausgelegte Planung in Form eines Masterplanes erforderlich, der – über anstehende Kommunalwahltermine hinaus – überparteilich getragen werden muss.

In diesem Zusammenhang ist nochmals klarzustellen, dass es kein Abweichen des von unserer Fraktion eingeschlagenen Sparkurses darstellt, wenn wir gegen die von den anderen Fraktionen einhellig getragene Erhöhung der Grundsteuer votieren!
Das ist natürlich sehr einfach - es wird mal eben die Grundsteuer um 20 Prozentpunkte auf 435 % erhöht und schon haben wir Mehreinnahmen von 300.000 Euro. Damit aber nicht genug, vielmehr werden die Bürger bereits für die Jahre 2011 und Folgejahre mit weiteren Grundsteuererhöhungen bis letztlich auf 475 % belastet! Auch vor den Hundehaltern und Tierfreunde in unserer Stadt werden mit einseitigen, höheren Steuern in Form von 24 Euro pro Hund mehr belastet! 
Aber gerade diese Vorgehensweise bedeutet nicht sparen! Wir nennen das „melken“ unserer Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Die stetigen Steuererhöhungen – im letzten Jahr war es die Gewerbesteuer – und damit unausweichliche Belastungen unserer Bürgerinnen und Bürger, scheint in dieser Stadt keine „heilige Kuh“ zu sein – da wird immer wieder gerne zugegriffen.
Dass auch die IHK Düsseldorf in ihrer aktuellen Stellungnahme diese – ausschließlich von den Liberalen nicht mitgetragene - neuerliche Steuererhöhung nachdrücklich kritisiert und darauf verweist, dass Monheim immer mehr an Zuzugsattraktivität verliert und kaum mehr konkurrenzfähig ist mit den anliegenden Städten, zeigt die Fehlerhaftigkeit dieses von der Verwaltung eingeschlagenen Kurses.
Wir wollen für das Ziel der Haushaltskonsolidierung klare Vorgaben machen. Wir wollen, dass Einsparpotentiale durch Optimierung einzelner Bereiche gesucht werden, bevor für uns nicht akzeptable Grundsteuererhöhungen und damit erneute Belastungen für die steuerzahlenden Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt als herangezogen werden. In diesem Jahr wird die Grundsteuer B zu Erhöhungen herangezogen. Im vergangenen Jahr stieg die Belastung für die steuerzahlenden Gewerbebetriebe. Wenn diese Betriebe ihre ohnehin steigenden Kosten auch noch mit der Streichung von Arbeitsplätzen kompensieren, hat dies zur Folge, dass immer weniger Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt in der Lage sein werden, die Kosten für Kindergartenplätze sowie höhere Entgelte für die Musikschule aufzubringen. Dies hat schlussendlich die Folge, dass immer höhere Lasten von noch weniger Schultern getragen werden müssen! Dies ist für die Liberalen nicht akzeptabel und schwächt unsere Kommune nachhaltig im Wettbewerb um die Ansiedlung von neuen Unternehmen und einkommensstärkeren Familien!

Die FDP möchte klarstellen, dass unser „nein“ zu diesem Verfahren kein Misstrauensantrag an unsere Kämmerei oder die Verwaltungsspitze in Person des Bürgermeisters ist. Wir wollen ausschließlich alle Möglichkeiten ausnutzen, die uns zur Verfügung stehen, um zu sparen bevor die Bürgerinnen und Bürger und die für Ausbildungs- und Arbeitsplätze vorhaltenden Betriebe erneut und unverhältnismäßig belastet werden!

Unsere Fraktion hat sich bei den Haushaltsplanberatungen – wie in den vergangenen Jahren von einer strikten Ausgabendisziplin leiten lassen. Es wurden im Kommunalwahlkampf von den Liberalen auch keine unbezahlbaren Wahlversprechen gemacht und deutlich angekündigt, dass weitere Sparmaßnahmen notwendig sein werden. Und erst dann, wenn alle anderen Einsparmöglichkeiten ausgeschöpft sind – und dies ist nach unserer Auffassung noch nicht der Fall – kann für uns bei einer weiteren Verschärfung der Finanzprobleme die Option einer zeitlich befristeten Steuererhöhung nur das letzte Mittel sein um haushaltsrechtliche Probleme abzuwenden! Wohlgemerkt: das letzte Mittel! Eine Steuererhöhungsdiskussion darf nicht am Beginn von Haushaltsplanberatungen stehen! Leider sind unsere Streichungs-  sowie teilweise auch Prüfungsvorschläge nicht mehrheitlich umgesetzt worden.

Ausgabendisziplin und Sparen bedeutet aber nicht, den politischen Gestaltungsanspruch aufzugeben. Vielmehr werden wir – wie in der Vergangenheit Prioritäten bei den Ausgaben setzen. Prioritäten haben bei uns deutlich die Bildung sowie Kinder und Jugendliche. Der bereits begonnen Ausbau der U 3 Betreuung muss in den nächsten Jahren bedarfsgerecht weitergehen. Ebenso muss ein bedarfsgerechtes Angebot der ganztägigen schulischen Betreuung durch die OGATA in allen Schulformen unser Ziel sein um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sicherzustellen. Dieses Ziel ist jedoch nicht ohne weitere Landesmittel umzusetzen. Dies sicherlich auch eine Schlüsselthema im Rahmen der Gemeindefinanzkommission auf Landesebene sein. Auch ist für die Liberalen die Umsetzung der Schaffung von weiteren OGATA Plätzen und den für die betroffenen Eltern nicht unerheblichen Erhöhungen der Elterbeiträge eine gleichzeitige Reduzierung der Standards nicht machbar!

Schlussendlich kann der in dieser Form vorgelegte Haushalt 2010 aus den vorgenannten Gründen von den Liberalen nicht mitgetragen werden, denn dass von uns eingeforderte Bündnis für Verantwortung ist hier nicht erkennbar!
Wir möchten alle Fraktionen aber insbesondere auch alle Bürgerinnen und Bürger auffordern mutig den beschwerlichen Weg gemeinsam  zu gehen und politische und kreative Antworten auf die neuen Herausforderungen im Interesse unsere Stadt zu finden!

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

gez. Dr. Doris Schröder-Weber
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